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Eric Lombard, es bestehe die 
Gefahr, dass der Internationa-
le Währungsfonds Frankreich 
retten müsse. 

Das ist richtig, denn das 
Land sitzt in der Schuldenfal-
le: Wenn der Staat immer 
mehr Geld borgt, klettern sei-
ne Finanzierungskosten, also 
jener Teil seiner Einnahmen, 
die er für Zinsen ausgeben 
muss. Bei geringem Wirt-
schaftswachstum führt das 
über einen längeren Zeitraum 

in den Staatsbankrott. Inzwi-
schen muss Paris  6,5 Prozent 
des Budgets für Zinsen ausge-
ben. In Deutschland sind es 
(noch) weniger als drei. 

 Zum anderen ist da Re-
formunwilligkeit, obwohl das 
Problem erkannt wurde. Die 
französischen Parteien der 
Mitte verweigerten sich, als 
die Mehrheitsverhältnisse es 
noch hergaben, jeder Reform 
des aufgeblähten Sozialstaa-
tes, schaufelten vielmehr im-
mer noch mehr Ressourcen in 
diese Geldvernichtungsma-
schine. Gleichzeitig brachten 
ihre zahnlosen Mini-Reförm-
chen, die gegen die französi-
sche Krankheit wirkungslos 
blieben, das Wahlvolk gegen 
sie auf und pulverisierten ihre 
Mehrheiten. Bestes Beispiel: 
die Rente. Frankreich hatte 

über Jahrzehnte ein absurd 
niedriges Pensionsalter: 62 
Jahre. Aber das war nur nomi-
nell der Fall. In Wirklichkeit 
gingen vor allem Angehörige 
privilegierter Berufe – also 
Stahl- und Bergarbeiter oder 
Staatsangestellte – häufig 
schon mit 55 in Pension. 

Macrons Versuch, das Ren-
tenalter bis 2030 auf 64 Jahre 
zu erhöhen, führte 2023 zu 
massiven Protesten. In OECD-
Vergleich wäre ein Rentenalter 
von 64 noch immer eines der 
niedrigsten. Dabei ist die Hö-
he der Renten im Verhältnis 
zu den Lebenshaltungskosten 
gleichzeitig eine der höchsten. 
Das Defizit des Rentensystems 
ist enorm. 2030 wird es bei 
rund 14 Milliarden Euro liegen 
– im Jahr. Die Macron-Reförm-
chen haben an diesen Zustän-
den nichts geändert – außer, 
dass sie Widerstand anfach-
ten. Macron ist eben keine 
Margret Thatcher, die einst 
Großbritannien mit echten, 
konsequenten Reformen 
gegen alle Widerstände auf 
einen neuen Weg brachte und 
sich nicht mit Kosmetik zu-
friedengab. 

Verschuldung wie Reform-
verweigerung führen nun zu 
potenzieller Unregierbarkeit. 
Profiteure: eine Links-Rechts-
Querfront vom rechtsradika-
len RN bis zur Linksaußen-
Partei LFI und den Kommunis-
ten. Alle bedienen sich hem-
mungslosen Sozialpopulis-
mus‘. Eine neue Bewegung 
spiegelt das. Im Internet ent-

Das interessanteste politi-
sche Spektakel bot in die-

ser Woche Frankreich. Es war 
auch das in der öffentlichen 
Wahrnehmung am meisten 
vernachlässigte. Dort droht 
zum zweiten Mal innerhalb 
eines Jahres, die Regierung zu 
kollabieren. Sie hat in der Na-
tionalversammlung keine 
eigene Mehrheit, und Minis-
terpräsident François Bayrou 
schafft es nicht, einen Haus-
halt durch das Parlament zu 
bringen. Deswegen stellt er 
Anfang September die Ver-
trauensfrage – und wird sie 
wohl gegen ein informelles 
Bündnis aus Linken, Grünen 
und Rechtsradikalen verlieren. 
Der Zentrist Bayrou und 
Staatspräsident Emmanuel 
Macron ernten, was Genera-
tionen französischer Politiker 
vor ihnen durch Verschwen-
dung und Reformverweige-
rung gesät haben. Es ist ein Er-
be, das auch Deutschland blü-
hen wird, geht es den  einge-
schlagenen französischen Weg 
– Verschuldung bei gleichzeiti-
ger Reform-Apathie – weiter. 

In Frankreich resultiert die 
Klemme aus einer Zangenbe-
wegung zweier politischer 
Entwicklungen.

 Zum einen ist da hem-
mungslose Verschuldung. Das 
Wachstum stagniert seit Coro-
na. Die Staatsverschuldung 
liegt bei 114 Prozent des Brut-
toinlandsproduktes (BIP) und 
steigt weiter. Das Defizit be-
trägt 5,4 Prozent des BIP. Die 
Euro-Verträge erlauben drei. 
Gesamtverschuldung: unfass-
bare 3,3 Billionen Euro. Frank-
reich muss inzwischen höhere 
Zinsen als Griechenland bie-
ten, um seine Anleihen an den 
Märkten loszuwerden. Die 
Steuer- und Abgabenquote ist 
dagegen eine der höchsten al-
ler OECD-Länder. Am Mitt-
woch warnte Finanzminister 

standen, ruft „Bloquons tout!“ 
(Blockieren wir alles) für den 
Tag der Vertrauensabstim-
mung zum Generalstreik auf. 
Ausgegangen ist sie von einer 
konservativen Telegram-
Gruppe, wurde dann aber  
schnell von linken Parteien 
gekapert. 

 Ist das alles weit weg? 
Kein bisschen! Frankreich 
liegt heute in Deutschland. 
Die Autobahn in die Schulden-
krise hat die CDU/SPD-Regie-
rung mit dem „Sondervermö-
gen Infrastruktur und Klima-
neutralität“ betoniert, dem 
größten Schuldenpaket aller 
Zeiten. Man kann voraussa-
gen, dass alle möglichen Be-
gehrlichkeiten es weniger zu 
einem Investitions- als viel-
mehr zu einem Konsum-Paket 
machen werden. Am Dienstag 
warnte der Bundesrechnungs-
hof, der Investitionsbegriff sei 
schwammig. Der Bund müsse 
sicherstellen, dass die Schul-
den nicht in den Konsum flie-
ßen. Zudem seien die Ziele un-
klar, also „was bis wann ver-
bessert werden soll“, und es 
bestehe die Gefahr, dass der 
schuldenfinanzierte Nachfra-
geschub die Inflation anheize. 

Reformverweigerung gras-
siert in Deutschland wie in 
Frankreich. Da kann der Kanz-
ler noch so viel vom „Herbst 
der Reformen“ reden, er bleibt 
einer vom Stamme „Weiter so“. 
Rente, Bürgergeld, Kranken- 
und Pflegeversicherung, Ener-
gie und jene Ressourcen-Ver-
geudung, die unter dem Na-
men „Klimapolitik“ bekannt 
ist: Alles läuft wie geschmiert 
auf alten Gleisen weiter. 

Der Koalitionspartner SPD 
flüchtet sich unterdessen in 
die letzte Zuflucht aller Lin-
ken, die ja noch nie mit Geld 
umgehen konnten: Steuer-
erhöhungen. Was die angeht, 
genügt ein Blick nach Großbri-

tannien, dort hat die Schwes-
terpartei der SPD massiv Steu-
ern erhöht, plant weitere „tax 
hikes“ und löste so eine massi-
ve Kapitalflucht aus. 

 Was also tun? Diese Regie-
rung muss sich zusammenrei-
ßen und eine Reformagenda 
mit ihrer Mehrheit durchset-
zen, deren Grundsatz Eigen-
verantwortung und Eigen-
tumsschutz sind. Geschieht 
dies nicht, geht das Land den 
französischen Weg. Es wird zu 
einem verschuldeten Hoch-
steuerland, das wie ein Junkie 
nach den vermeintlichen Vor-
teilen einer Weichwährung 
giert, damit den Euro ruiniert 
und ökonomische Freiheit 
kastriert. Hinzukommen – an-
ders als in Frankreich, wo die 
Eisenbahn funktioniert und 
Strom billig nach Bedarf pro-
duziert wird – marode Infra-
struktur und enorm teurer 
Strom. Parallel werden die 
Mehrheiten jener Parteien, die 
sich selbst als „Mitte“ bezeich-
nen und die sich heute auf Re-
förmchen statt Reformen ver-
legen, zwischen roten und 
blauen Sozialpopulisten und 
ihren grünen Helfern zerrie-
ben werden. Das wäre dann 
der Weg in einen violetten 
Querfront-Sozialismus. 
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Von Frankreich lernen, heißt scheitern lernen  
Hohe Schulden und Reformverweige-
rung: Wohin das führt, kann man in 
Frankreich erleben. Die Bundesregierung 
sollte das als Warnung, nicht als Vorbild  
betrachten, sagt Alexander Will. 

Der Text zum  Anhören, 
gesprochen vom Autor:   
www.nwzonline.de/
nwz-meinung-podcast/
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kann der Kanzler 
noch so viel vom 
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